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3. Sitzung der Gemeindevertretung  15.07.2021 

 

 

TOP 18 

Antrag der GRÜNEN vom 07.06.2021; 

hier: Etablierung eines/einer Klimaschutzbeauftragten 

 

Antrag:  

 

Die Gemeindevertretung möge folgendes beschließen: 

 

Die Gemeinde Selters etabliert einen/eine Klimaschutzmanager/in, als Ansprechpartner/in bzw. 

Berater:in für Bürgerinnen und Bürger mit dem Ziel Klimaschutzmaßnahmen, und den privaten 

Einsatz von erneuerbaren Energien zu fördern. Zudem sollen kommunale Projekte unterstützt 

werden um eine Vorbildfunktion der Gemeinde herauszuarbeiten. Kommunale Projekte sollen 

grundsätzlich hinsichtlich Nachhaltigkeit und Klimaschutz betrachtet, und nötigenfalls optimiert 

werden. 

 

Notwendige Aktivitäten hinsichtlich des Beitritts als Klimakommune sollen unterstützt werden. 

 

Der Antrag soll in den Ausschuss Umwelt, Klimaschutz und Soziales verwiesen werden. 

 

Begründung: 

 

Mögliche Maßnahmen von Bürgerinnen und Bürgern sollen nicht daran scheitern, dass keine 

kompetenten, neutralen Ansprechpartner/innen zur Verfügung stehen, um erste Informationen zu 

geben, und um auf weitere Informationsquellen und Fördermöglichkeiten hinzuweisen. Oft 

handelt es sich um spezielles Wissen welches nicht unbedingt in einer Verwaltung vorliegt, oder 

dort nicht vermutet wird. Durch die Schaffung einer diesbezüglichen Stelle soll nicht nur die 

Wichtigkeit der Themen und Möglichkeiten herausgestellt, sondern eine geeignete Anlaufstelle 

geschaffen werden. Die speziellen Kenntnisse sollen auch einer „Nachhaltigkeitsprüfung“ 

kommunaler Projekte dienen, und auch die Aktivitäten der „Klimakommune Selters“ 

voranbringen. Diese Funktion könnte Teil der Verwaltung sein, als Dienstleistung temporär 

eingekauft werden, oder eventuell sogar im Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit mit 

Nachbargemeinden realisiert werden. Zudem ist zu prüfen ob und welche Förderung hierfür in 

Anspruch genommen werden kann.  

 

Zudem kann nicht erwartet werden, dass die Verwaltung die anstehenden Tätigkeiten auf dem 

Weg zur Klimakommune zusätzlich, ohne weitere Unterstützung stemmen kann. 

 

       



       

  

 


